
 

  

S 11 AS 32/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Aachen
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 11
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 AS 32/05 ER
Datum 11.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet, den
Antragstellern darlehensweise Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
nach MaÃ�gabe des Bescheides vom 02.12.2004 auch fÃ¼r die Zeit ab dem
01.05.2005 zu gewÃ¤hren. Die Verpflichtung gilt bis zum Eintritt der
Bindungswirkung des noch zu erlassenden Bescheides Ã¼ber die Weiterbewilligung
von Leistungen ab dem 01.04.2005. Im Ã�brigen wird der Antrag zurÃ¼ckgewiesen.
Der Antragsgegner hat die Kosten der Antragsteller zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten im gerichtlichen Eilverfahren um die WeitergewÃ¤hrung von
Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende.

Der Antragsgegner zahlte der aus den Antragstellern bestehenden
Bedarfsgemeinschaft seit dem 01.01.2005 Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende. Nach Ablauf des ursprÃ¼nglichen Bewilligungszeitraum am
01.04.2005 stellte er die Zahlung mit der BegrÃ¼ndung ein, der Antragsteller zu 1.)
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verfÃ¼ge Ã¼ber verwertbares VermÃ¶gen in Gestalt eines HausgrundstÃ¼cks.
Durch seine Weigerung, sich vertraglich zur RÃ¼ckzahlung darlehensweise
erbrachter Leistungen zu verpflichten und dem Antragsgegner eine Hypothek fÃ¼r
seine Darlehensforderung zu bestellen, habe der Antragsteller zu 1.) seine
Mitwirkungspflicht verletzt, so dass auch eine darlehensweise Leistung ausscheide.

Die Antragsteller haben am 00.00.0000 einstweiligen Rechtsschutz beantragt.

Sie halten es fÃ¼r unzumutbar, weitere Leistungen von der Bestellung der
Hypothek abhÃ¤ngig zu machen. Gegen eine nur darlehensweise Leistung wenden
sie ein, dass die RÃ¼ckzahlungsverpflichtung ihnen nach einem etwaigen
Ausscheiden aus dem Leistungsbezug insbesondere bei der ErfÃ¼llung anderer
Verpflichtungen im Wege sein werde.

Die Antragsteller beantragen,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihnen
Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende Ã¼ber den 31.03.2005 hinaus
zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner beantragt,

den Antrag zurÃ¼ckzuweisen.

Er bleibt bei seiner bisherigen Auffassung und hat mitgeteilt, die Weiterbewilligung
fÃ¼r die Zeit nach dem 31.03.2005 solle mit Bescheid vom 13.05.2005 abgelehnt
werden.

Hinsichtlich der wesentlichen Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtsakte verwiesen.

II.

Der zulÃ¤ssige Antrag ist teilweise begrÃ¼ndet, da die Antragsteller Anspruch auf
darlehensweise Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende ab dem
01.05.2005 haben. Im Ã�brigen ist er unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands
in bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Der Erlass einer einstweiligen
Anordnung setzt voraus, dass das geltend gemachte Begehren im Rahmen der beim
einstweiligen Rechtsschutz allein mÃ¶glichen und gebotenen summarischen
PrÃ¼fung begrÃ¼ndet erscheint (Anordnungsanspruch) und erfordert zusÃ¤tzlich
die besondere EilbedÃ¼rftigkeit der Durchsetzung des Begehrens
(Anordnungsgrund). Zudem darf eine Entscheidung des Gerichts in der Hauptsache
nicht endgÃ¼ltig (d.h. irreversibel) vorweg genommen werden (Meyer-Ladewig,
SGG, 7. Aufl., Â§ 86 b, Rn. 31 und 40 m.w.N.).
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Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund liegen nach der im gerichtlichen
Eilverfahren allein mÃ¶glichen und gebotenen summarischen PrÃ¼fung insoweit
vor, als die Leistungen darlehensweise zu erbringen sind.

Der Anordnungsanspruch ergibt sich aus den Â§Â§ 19, 20, 22 Sozialgesetzbuch â��
Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� (SGB II). Die
Antragsteller sind bedÃ¼rftig, obwohl der Antragsteller zu 1.) EigentÃ¼mer eines
HausgrundstÃ¼cks ist, denn hilfebedÃ¼rftig ist nach Â§ 9 Abs. 4 SGB II auch, wem
der sofortige Verbrauch oder die sofortige Verwertung von zu berÃ¼cksichtigendem
VermÃ¶gen nicht mÃ¶glich ist; in diesem Fall sind die Leistungen als Darlehen zu
erbringen. Es bedarf keiner weiteren Darlegungen, dass es dem Antragsteller zu 1.)
nicht mÃ¶glich ist, das von ihm und den anderen Antragstellern bewohnte
HausgrundstÃ¼ck so zeitnah zu verÃ¤uÃ�ern, dass auf diese Weise der
unmittelbare Bedarf gedeckt wÃ¤re. Bereits ganz allgemein lÃ¤sst sich ein â��
zumal selbst bewohntes â�� GrundstÃ¼ck wirtschaftlich sinnvoll nicht "von heute
auf morgen" verÃ¤uÃ�ern (SG Gelsenkirchen, Beschluss vom 25.04.2005, S 11 AS
15/05 ER; BrÃ¼hl, in: LKP-SGB II, Â§ 9, Rn. 41 m.w.N.).

Der Antragsgegner darf die LeistungsgewÃ¤hrung auch nicht von der EinrÃ¤umung
einer (dinglichen oder anderweitigen) Sicherheit abhÃ¤ngig machen. Nach Â§ 31
des 1.Sozialgesetzbuchs â�� Allgemeiner Teil â�� (SGB I) dÃ¼rfen Pflichten in den
Sozialleistungsbereichen des Sozialgesetzbuchs nur begrÃ¼ndet oder festgestellt
werden, soweit ein Gesetz es vorschreibt oder zulÃ¤sst. Eine ErmÃ¤chtigung, die
das Vorgehen des Antragsgegners deckt, enthÃ¤lt das Sozialgesetzbuch nicht: Eine
Â§ 89 Satz 2 des aufgehobenen Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) entsprechende
Vorschrift, wonach die darlehensweise HilfegewÃ¤hrung von der Sicherung des
RÃ¼ckzahlungsanspruchs abhÃ¤ngig gemacht werden kann, gibt es im SGB II nicht
(Mecke, in: Eicher/Spellbrink, SGB II, 2005, Â§ 9, Rn. 49). Eine analoge Anwendung
von Â§ 91 Satz 2 SGB XII scheitert jedenfalls am Fehlen einer planwidrigen
RegelungslÃ¼cke, denn die Aufnahme einer solchen Vorschrift in das neue Recht
der Sozialhilfe zeigt, dass dem Gesetzgeber die Problematik bewuÃ�t war (vgl. auch
SG Gelsenkirchen, a.a.O.). Das Vorgehen des Antragsgegners stellt auch keinen Fall
einer zulÃ¤ssigen ErmessensausÃ¼bung dar, denn Â§ 9 Abs. 4 SGB II enthÃ¤lt â��
anders als die VorgÃ¤ngervorschrift in Â§ 89 Satz 1 BSHG â�� keinen
Ermessenspielraum. Auch der Verweis des Antragsgegners auf eine Verletzung der
Mitwirkungspflicht Ã¼berzeugt nicht. Mitwirkungspflichten und -obliegenheiten,
deren Verletzung sanktioniert ist, enthalten die Â§Â§ 60 bis 64 SGB I und die Â§Â§
56 bis 62 SGB II, die beide jedoch offensichtlich nicht einschlÃ¤gig sind. Auf einen
etwaigen VerstoÃ� gegen die Obliegenheit in Â§ 2 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 SGB II
kann der Antragsgegner sein Vorgehen nicht stÃ¼tzen, denn diese
programmatischen Vorschriften sind jedenfalls zu unbestimmt, um derartige
Einschnitte zu rechtfertigen.

Einen Anspruch auf weitergehende (d.h. nicht nur darlehensweise) Leistungen
haben die Antragsteller hingegen bereits dem klaren Wortlaut von Â§ 9 Abs. 4 SGB
II nach nicht. Ihr Interesse, zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt nicht auch noch mit
RÃ¼ckzahlungsverpflichtungen belastet zu sein, muss hinter dem Ã¶ffentlichen
Interesse an einer sinnvollen Verwendung der steuerfinanzierten Mittel fÃ¼r die
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Grundsicherung zurÃ¼ckstehen.

Ein Anordnungsgrund ist hinreichend glaubhaft gemacht. Das Gericht sieht keinen
Anlass, an den Angaben der Antragsteller, sie verfÃ¼gten nicht mehr Ã¼ber die
erforderlichen Mittel zu Sicherung ihres notwendigen Lebensunterhalts, zu zweifeln.
Eine zÃ¼gige Verwertung des HausgrundstÃ¼cks ist â�� wie dargelegt â��
ausgeschlossen. Kein Anordnungsgrund besteht nur hinsichtlich der Leistungen
fÃ¼r den bereits verstrichenen Monat April 2005.

Die Kostenentscheidung beruht auf analoger Anwendung von Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 29.06.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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